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Vorwort

Für die Neuauflage haben wir die Darstellung der polizeilichen
Spezialbefugnisse neu strukturiert und dabei die Paragrafen zu den
informationellen Befugnissen in weiten Teilen neu gefasst. Die einge-
hende Überarbeitung der informationellen Befugnisse ist didaktisch
motiviert. Die Darstellung legt nun einen stärkeren Fokus auf die
Strukturen der informationellen Befugnisse und ihren systematischen
Zusammenhang. Angesichts der ständig anwachsenden Anzahl an
Datenerhebungs- und -verarbeitungsvorschriften drohte bei der
Fortschreibung der Einzeldarstellungen die Gefahr, dass die Grund-
strukturen unter den immer weiter ausdifferenzierten Detailregelun-
gen verschwinden, der Wald vor lauter Bäumen nicht mehr gesehen
wird. Die Neustrukturierung erlaubte eine Straffung der Darstellung,
die auch prüfungspraktisch angezeigt ist. Einige Bundesländer haben
das polizeiliche Datenschutzrecht bereits formell aus dem Pflicht-
fachkanon für das Erste Staatsexamen herausgenommen, und auch
aus den anderen sind uns keine Examensklausuren zum polizeilichen
Datenschutzrecht bekannt. Ausführlicher haben wir hingegen auf die
verfassungsrechtlichen Fragen hingewiesen, die mit den informatio-
nellen Befugnissen der Polizei verbunden sind, da Klausuren mit ei-
nem verfassungsrechtlichen Schwerpunkt gerade auch polizeiliche
Befugnisse zum Anknüpfungspunkt nehmen können.

Das gesamte Lehrbuch haben wir auf der Grundlage der seit der
letzten Auflage veröffentlichten Rechtsprechung und Literatur aktua-
lisiert, angepasst und an einzelnen Stellen auch überarbeitet. Die ak-
tuelle Rechtsprechung und Literatur wurde bis Ende April 2024 be-
rücksichtigt.

Schließlich haben wir das gesamte Lehrbuch mit Hilfe der Freibur-
ger Lektorin Katharina John einer Überprüfung und Überarbeitung
im Hinblick auf geschlechtergerechte – sowie stereotypfreie – Spra-
che unterzogen. Angesichts der noch volatilen Diskussion um eine
Änderung der Sprachregeln haben wir uns für einen nicht revisionis-
tischen Ansatz entschieden. Viele der im Kontext abstrakt-verallge-
meinernder Aussagen verwendeten Personenbezeichnungen konnten
nicht verändert werden, da sie im Gegensatz zu Nomen mit aus-
schließlich femininem Sexus-Bezug eine generische Funktion erfül-



len. Es handelt sich kontextbedingt nur grammatisch gesehen um
maskuline Formen, die sprachlich keinen Sexus- oder Genderbezug
aufweisen. Aufgrund des jedoch nicht zu leugnenden assoziativen Ef-
fekts generisch maskuliner Formen – insbesondere im Singular –
wurden sie aber dort ersetzt, wo dies ohne Verlust semantischer De-
ckungsgleichheit möglich war. In Frage kamen hier geschlechtsneu-
trale Nomen wie vor allem die generisch verwendbare, femininen Ge-
nus aufweisende Bezeichnung „die Person“, Partizipien oder auch
den assoziativen Sexus-Effekt abmildernde Pluralformen. Frau John
hat auf dieser Grundlage weit mehr als tausend Änderungsvorschläge
gemacht, von denen wir die meisten angenommen haben. Frau John
gebührt für ihre sprachliche Einfühlsamkeit, ihre Sorgfalt, Ausdauer
und Mühe unser ganz besonderer Dank.

Ferner danken wir unseren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern sehr
für die engagierte Unterstützung bei der Aufbereitung der vielfältigen
Gesetzesänderungen, der neu erschienenen Rechtsprechung und Li-
teratur sowie der Überarbeitung des Registers: in Regensburg Luisa
Effenberger, Sanaı̈na Hocke, Karolin Kollmuss, Regina Langer, Bas-
tian Lerzer und Frederik Reinelt und in Freiburg Malte Joeres, Jas-
min Lutz, Jonah Röper, Elea Schweizer, Anika Stork, Isabelle Weiß
und der Lektorin Beate Lickert.

Besonders danken wir Dr. Jakob Hohnerlein (Freiburg) und Za-
chariasz Hussendörfer (Regensburg) für die engagierte und eigenver-
antwortliche Betreuung des Überarbeitungsprozesses. Sehr herzlich
danken wir auch Frau Annika Storck für die hervorragende verlegeri-
sche Betreuung des Werks.

Schließlich möchten wir uns auch bei unseren Leserinnen und
Lesern für wertvolle Verbesserungsvorschläge bedanken. Auch in
Zukunft würden wir uns über Hinweise, Anregungen und Kritik
freuen.

Regensburg/Freiburg im August 2024 Thorsten Kingreen
Ralf Poscher

VorwortVI



Vorwort zur 8. Auflage

Das Lehrbuch von Bodo Pieroth, Bernhard Schlink und Michael
Kniesel ist erstmals 2002 erschienen. Es gilt dem allgemeinen Poli-
zei- und Ordnungsrecht als Referenzgebiet für ein Regelungsmo-
dell, das weite Gebiete des besonderen Verwaltungsrechts prägt. Da-
bei unternahmen es die Autoren erstmals, die für das juristische
Studium besonders wichtigen Eingriffsbefugnisse des Polizei- und
Ordnungsrechts anhand einer einheitlichen dogmatischen Struktur
aufzubereiten. Sie erschließt einen systematischen Zugang zu einer
Vielzahl von Einzelregelungen nicht nur der Polizeigesetze, sondern
auch vieler weiterer ordnungsrechtlicher Vorschriften, wie dies seit
der 3. Auflage exemplarisch für das besonders prüfungsrelevante
Versammlungsrecht veranschaulicht wird. Nicht zuletzt in dieser
dogmatischen Strukturierungsleistung liegt das besondere Verdienst
der Darstellung für die Lehre, aber auch für die wissenschaftliche
Durchdringung des Stoffs.

Wir danken unseren akademischen Lehrern Bodo Pieroth und
Bernhard Schlink sowie Michael Kniesel ganz herzlich dafür, dass sie
uns die Fortführung des Lehrbuchs anvertraut haben. Mit dieser
8. Auflage stand seine Überarbeitung erstmals unter unserer Verant-
wortung. Die Auflage ist auf dem Stand von Juni 2014.

Wir danken den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern unserer Lehr-
stühle sehr für die engagierte Unterstützung bei der Aufbereitung der
vielfältigen Gesetzesänderungen und der neu erschienen Rechtspre-
chung und Literatur: in Regensburg Annika Ascher, Armando Bez-
old, Florian Nagel, Miriam Roth und Johannes Thieme sowie in Frei-
burg Dr. Benjamin Rusteberg, Lorenz Klingebiel, Amaury Korte-
Pilleul, Lukas Landerer, Laura Wallenfels und Laura Zimmermann.
Über Hinweise und Kritik unserer Leserinnen und Leser würden wir
uns freuen.

Regensburg/Freiburg, August 2014 Thorsten Kingreen
Ralf Poscher





Aus dem Vorwort der 7. Auflage

Das Polizei- und Ordnungsrecht ist für das Studium des Öffentli-
chen Rechts von zentraler Bedeutung. Zugleich ist es nicht leicht zu
lernen und zu beherrschen. Das liegt daran, dass es seine dogmatische
Gestalt vor rund hundert Jahren gewonnen hat und seitdem um zahl-
lose gesetzliche Regelungen ergänzt und in zahlreichen dogmatischen
Aussagen geändert wurde, dass diese Ergänzungen und Änderungen
aber punktuell erfolgten und sich systematisch nicht zusammenfügen.
So stimmt die alte dogmatische Gestalt nicht mehr recht, ohne dass
schon eine neue an ihre Stelle treten könnte.

Die neue dogmatische Gestalt des Polizei- und Ordnungsrechts
bereitet sich vor, ist aber noch nicht fertig. Denn noch immer ist das
Polizei- und Ordnungsrecht im Übergang: von einem Recht der Ge-
neralklauseln zu einem Recht der Spezialermächtigungen, von einem
Recht der konkreten zu einem Recht der abstrakten Gefahrenabwehr,
von einem auf objektive zu einem auf subjektive Befunde und Krite-
rien setzenden Recht. Zugleich verschiebt sich das Gefüge der Aufga-
ben und Befugnisse; Kompetenzen wandern von den Ländern zum
Bund und von beiden zu europäischen Einrichtungen, die Grenzen
zwischen polizeilicher und geheimdienstlicher Tätigkeit werden
durchlässig, und das private Sicherheitsgewerbe drängt auf die recht-
liche Anerkennung seiner wachsenden tatsächlichen Bedeutung.

Ein Lehrbuch kann dem Übergang nicht vorausgreifen. Es kann
die Ergänzungen und Änderungen, statt sie neben die alte dogmati-
sche Gestalt zu stellen, ihr einfügen und, wo dies nicht geht, erklären,
warum sie die alte dogmatische Gestalt sprengen und auf welche neue
sie hinlaufen. Es kann das Polizei- und Ordnungsrecht nicht ge-
schlossener, nicht einfacher machen als es ist. Aber es kann es trans-
parent machen.

[…] Das vorliegende Lehrbuch ist daher ein Lehrbuch des Polizei-
und Ordnungsrechts in der Bundesrepublik Deutschland. Zugleich
erkennt es das Bedürfnis der Studentinnen und Studenten nach voll-
ständiger und verlässlicher Information über die einschlägigen Be-
stimmungen des jeweiligen Landesrechts an. Es weist deshalb nicht
exemplarisch hier diese und dort jene, sondern stets alle einschlägigen
landesrechtlichen Bestimmungen nach. Während sich die Nachweise



aus Rechtsprechung und Literatur im Text finden, sind die Fußnoten
den landesrechtlichen Nachweisen vorbehalten. […]

Systematisch behandelt der Text in den ersten drei Teilen die allge-
meinen Fragen und die Generalklauseln; im vierten, größten Teil be-
handelt er die Spezialbefugnisse. Bei den einzelnen Spezialbefugnis-
sen erzählt er nicht die gesetzlichen Bestimmungen paraphrasierend
und kommentierend nach, wie dies gemeinhin geschieht, sondern legt
eine einheitliche, nach Begriff, rechtlicher Grundlage, formeller und
materieller Rechtmäßigkeit, Schutzgut, Gefahr, Pflichtigkeit, Verhält-
nismäßigkeit und Durchsetzung unterscheidende Systematik zugrun-
de. Der fünfte Teil widmet sich konzentriert dem Versammlungsrecht
als besonderem Gefahrenabwehrrecht für Versammlungen, weil es im
Studium und in den Prüfungen eine besondere Bedeutung hat. Im
sechsten Teil behandelt der Text die Regelungen über Vollstreckung,
Kosten und Schadensausgleich, die die Aufgaben und Befugnisse als
den Kern des Polizei- und Ordnungsrechts abrunden und ergänzen.
Im siebten Teil leitet er die Umsetzung des systematisch präsentierten
Stoffs in die in Ausbildung und Prüfung geforderte Fallbearbeitung
an.

[…]

Berlin/Königswinter/Münster, Juli 2012 Bodo Pieroth
Bernhard Schlink
Michael Kniesel

Aus dem Vorwort der 7. AuflageX
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3. Materielle Rechtmäßigkeit ............................................. 257
4. Durchsetzung .............................................................. 260
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III. Identitätsfeststellung .......................................................... 262
1. Begriff und Rechtsgrundlagen ........................................ 262
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2. Formelle Rechtmäßigkeit .............................................. 331
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2. Formelle Rechtmäßigkeit .............................................. 345
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II. Schadensausgleich für rechtmäßige Maßnahmen .................... 398
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